


































































































































































































































































































Drucksache 19/4453 – 146 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 
 
 

b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, Maßnahmen zu prüfen, die eine qualita-
tiv hochwertige Schlaganfallversorgung auch in den Flächenländern weiterhin 
nachhaltig sicherstellen. Insbesondere sollte geprüft werden, ob eine – und gegebe-
nenfalls eine wie geartete – Anpassung oder Änderung der Operationen und Proze-
durenschlüssel (OPS) zur neurologischen Komplexbehandlung (OPS 8-981 und 8-
98b) durch das Deutsche Institut für Medizinische Dokumentation und Information 
(DIMDI), einer Behörde im Geschäftsbereich des Bundeministeriums für Gesund-
heit (BMG), die notwendige Rechtsklarheit und Rechtssicherheit für die Abrechen-
barkeit der neurologischen Komplexbehandlung des akuten Schlaganfalls und da-
mit Sicherung der flächendeckenden Leistungserbringung durch die Kliniken ge-
währleistet.  

Begründung:  
Das Bundessozialgericht hat mit den Urteilen vom 19. Juni 2018, Az: B 1 KR 38/17 R 
und B 1 KR 39/17 R, Festlegungen zum Mindestmerkmal des OPS der neurologischen 
Komplexbehandlung des akuten Schlaganfalls getroffen, die sich auf die Neudefinition 
und Bewertung des Merkmals der „Transportzeit“ beziehen. Es steht zu befürchten, dass 
die Umsetzung dieser Urteile aufgrund ihrer Erlösrelevanz die flächendeckende, quali-
tativ hochwertige Schlaganfallversorgung – insbesondere in den Flächenländern – ge-
fährdet. 
Einzelne Krankenkassen zahlen die Leistungen der neurologischen Komplexbehand-
lungen – obwohl die schriftlichen Urteilsbegründungen noch nicht vorliegen – bereits 
jetzt nur noch unter Vorbehalt der Rückforderung beziehungsweise Stornierung und 
Verrechnung. Die leistungserbringenden Krankenhäuser sind aufgrund der Rückforde-
rungsproblematik gezwungen, bilanzielle Rückstellungen zu bilden und es tritt eine 
Verunsicherung ein, wie in Zukunft diese für die Patienten überaus wichtigen diagnos-
tischen und therapeutischen Leistungen gegenüber den Krankenkassen abgerechnet 
werden können. 
Die Anpassung und Änderung der OPS liegt in der Zuständigkeit des DIMDI.  
Der Bundesrat bittet daher um die genannten Überprüfungen, um eine flächendeckende 
qualitativ hochwertige Versorgung der Patientinnen und Patienten mit akutem Schlag-
anfall auch weiterhin in allen Ländern nachhaltig sicherzustellen. 

 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 
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